
26. Mai 2017 Verlagsbeilage der Tageszeitung neues deutschland

Extra: Energie
Liebe Leserinnen,
liebe Leser,
Beredtes Schweigen ist eine
Antwort. Prof. Uwe Leprich
vom Umweltbundesamt ist im
Interview auf Seite 3 auf viele
Fragen der künftigen Ener-
gieversorgung sehr deutlich.
Allein als es um den politisch
gewollten Handel mit Luft-
verschmutzungszertifikaten
ging, wurde ihm das Eis zu
dünn. Immerhin gilt er als
Kernstück der Politik für
saubere Luft und Energie, ei-
ne der Zukunftsfragen für die
ganze Welt. Da müssen dicke
Bretter gebohrt werden.
Wenn die Energiewende mit
ihren Problemen und all ihren
Chancen auf neue Arbeits-
und Geschäftsfelder gelingen
will, dann muss man sie als
stetigen Prozess begreifen, der
die ganze Gesellschaft verän-
dern wird. Das könnte ein
Fazit aus den Beiträgen in
diesem EXTRA sein.

Ihr
Martin Hardt
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Stellungnahme der Expertenkommission zum 5. Monitoring-Bericht »Energie der Zukunft«

Viele Weichen müssen neu gestellt werden
»Die Energiewende ist unser
Weg in eine sichere, umwelt-
verträgliche und wirtschaftlich
erfolgreiche Zukunft. Wir ha-
ben uns entschieden, Deutsch-
lands Energieversorgung grund-
legend umzustellen: weg von
nuklearen und fossilen Brenn-
stoffen, hin zu erneuerbaren
Energien. Bis 2025 sollen 40 bis
45 Prozent und bis 2050 80 Pro-
zent unserer Energie aus rege-
nerativen Quellen kommen. Und
wir setzen darauf, immer effizi-
enter mit Energie umzugehen.«
So beginnt das Dossier mit dem
Titel »Energiewende« des Bun-
desministeriums für Wirtschaft
und Energie (BMWi).

So schön, so gut. Doch in ih-
rer »Stellungnahme zum fünften
Monitoring-Bericht der Bundes-
regierung für das Berichtsjahr
2015« vom Dezember 2016 fin-

den berufene Fachleute auf die
Frage, ob und wie man diese ehr-
geizigen Ziele erreichen kann,
mitunter harsche Worte. Er ist
wie der Monitoringbericht
ebenfalls auf der Homepage des
BMWi zu finden.

Bei der Energieproduktion
zeigen sich kaum Probleme, wohl
aber beim Sparen. In der Zu-
sammenfassung zu Anfang der
Stellungnahme heißt es zum Bei-
spiel: »Das Ziel, den Anteil der
erneuerbaren Energien am Brut-
toendenergieverbrauch bis 2020
auf 18 Prozent zu steigern, lässt
sich mit großer Wahrscheinlich-
keit erfüllen. Die Stromerzeu-
gung ist dafür von erheblicher
Bedeutung, ... Anders sieht es
beim Anteil der erneuerbaren
Energien im Verkehrsbereich
aus. Das Ziel von 10 Prozent
dürfte bis 2020 wohl verfehlt

werden, zumal der Anteil in den
letzten Jahren sogar spürbar auf
nur noch 5,2 Prozent gesunken
ist.« Das Verkehrssystem ist
auch beim Energiesparen ein
Hauptproblemfeld, so die Stel-
lungnahme zum Monitoring-
Bericht. »Eine beträchtliche
Zielverfehlung ist beim End-
energieverbrauch im Verkehrs-
sektor zu erwarten, so dass auch
kein sonderlicher Beitrag zur er-
forderlichen Senkung des ge-
samten Endenergieverbrauchs
bis 2020 geleistet werden kann.

Im Verkehrssektor soll der
Energieverbrauch bis 2020 im
Vergleich zu 2005 um 10 Pro-
zent gesenkt werden. Tatsäch-
lich war der Verbrauch im Jahr
2015 aber sogar höher (+1,2
Prozent) als 2005. Die Entwick-
lung ist in dieser Periode weit-
gehend getrieben von der star-

ken Steigerung der Personen-
und Güterverkehrsleistung …
Signifikante Änderungen im
Verkehrsverhalten wie in der
Verkehrspolitik sind bisher nicht
zu erkennen.« Aus Sicht der Ex-
pertenkommission ist eine Er-
reichung des Energiever-
brauchsziels im Verkehr für
2020 weit entfernt. Das sehe
selbst die Regierung so.

Die Situation auf der Nach-
frageseite, auf der durch Ener-
gieeinsparung und höhere Ener-
gieproduktivität ein Rückgang
des Primärenergieverbrauchs
sowie des Endenergieverbrauchs
in einzelnen Sektoren bewirkt
werden solle, stelle sich wesent-
lich ungünstiger als im Monito-
ringbericht der Regierung dar.
Die strebe an, die Endenergie-
produktivität innerhalb der Pe-
riode von 2008 bis 2050 jah-

resdurchschnittlich um 2,1 Pro-
zent zu steigern. Von diesem Ziel
sei Deutschland bisher aller-
dings auch weit entfernt.

Die Expertenkommission
kommt auch zu dem Ergebnis,
dass die Minderung der Treib-
hausgasemissionen, die in einem
engen aber nicht ausschließli-
chen Verhältnis zur Energiepro-
duktion steht, bis 2020 um 40
Prozent gegenüber 1990 als ein
zentrales politisches Ziel des
Energiekonzepts der Bundesre-
gierung mit großer Wahrschein-
lichkeit verfehlt werden dürfte.

Im Monitoring-Bericht der
Bundesregierung werde richti-
gerweise hervorgehoben, dass
die Emissionen bis 2015 im Ver-
gleich zu 1990 mit rund 27 Pro-
zent bereits erheblich vermin-
dert werden konnten. Allerdings
werde in dem Bericht nur unzu-

reichend das Augenmerk darauf
gerichtet, dass die Treibhaus-
gasemissionen in den vergange-
nen sieben Jahren mehr oder we-
niger stagnieren. Die Lücke bis
zur Reduktion der Treibhaus-
gasemission 2020 um 40 Pro-
zent könne nur geschlossen wer-
den, wenn eine durchschnittli-
che jährliche Reduktion um 3,8
Prozent erreicht werde. Das
Tempo der Emissionsminderung
gegenüber der Periode von 1990
bis 2015 müsse sich etwa ver-
dreifachen, gegenüber der Peri-
ode von 2005 bis 2015 wäre es
sogar eine Vervierfachung. Aus
heutiger Sicht sei nicht zu er-
kennen, wie die Bundesregie-
rung dies erreichen wolle.

Die Expertenkommission
schlägt in diesem Zusammen-
hang auch eine Änderung des
Handels mit Emissionsrechten

bei Kohlendioxid vor. »In dem
Maße wie eine deutsche CO2-
Bepreisung über die Preise im
europäischen Emissionshandel
hinausginge, müsste sicherge-
stellt werden, dass die deutschen
Minderemissionen nicht durch
das Nutzen freigewordener Zer-
tifikate an anderer Stelle kon-
terkariert werden. Die Exper-
tenkommission schlägt deshalb
erneut vor, die nationale Ziel-
erreichung entsprechend durch
Kauf und Stilllegung von Emis-
sionsrechten durch die Bundes-
regierung zu flankieren. »Die
beste Lösung wäre ein stringen-
terer Emissionshandel, eine mit
den EU-Partnern abgestimmte
und über die EU-Kommission
koordinierte Stilllegung von
Emissionsrechten.« mwh

www.bmwi.de

Was auf diesem Foto so innovativ aussieht, erzeugt bei Visionären der Energiewende nur müdes Achselzucken. Anno 2040 lädt man weltweit sein Auto nur noch steckerlos und via Induktion (Seiten 2 und 4). Foto: Martin Hardt
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Und das können
Sie gewinnen
1. Preis: Gutschein für 2 Über-
nachtungen inklusive HP für 2
Erwachsene und bis zu 2 Kinder
im AHORN Hotel Am Fichtelberg
in Oberwiesenthal

2. Preis: 2 Tickets für die tRÄ-
NENpALAST-Reihe »Missverste-
hen Sie mich richtig!« in der Distel
am 6. August um 14 Uhr mit
Gregor Gysi und Rainald Grebe

3. Preis: eine Ledergeldbörse
(gesponsert von Fielmann)

Lösungswort auf Postkarte an:
Neues Deutschland
Anzeigen Geschäftskunden
Franz-Mehring-Platz 1,
10243 Berlin

Einsendeschluss: 2. Juni 2017

Die Gewinner werden im
nächsten Extra: bekanntgegeben.

Lösungswort des letzten Rätsels:
Reiselust

Die Gewinner:

1. Preis: Christine Weese,
Merseburg

2. Preis: Rolf Hübler, Chemnitz
3. Preis: Arnold Sabisch,

Altlandsberg
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Web-Tipp

Startpunkt zum
Strom sparen
900 Kilowattstunden Strom
kann ein durchschnittlicher
3-Personen-Haushalt jähr-
lich sparen, und das wären
nicht weniger als 260 Euro.
Das geht aus dem neuen
Stromspiegel für Deutsch-
land hervor, den das Bun-
desumweltministerium mit
Partnern aus Forschung,
Wirtschaft und Verbrau-
cherschutz veröffentlicht hat.
161.000 Verbrauchsdaten
deutscher Haushalte wurden
für den neuen Stromspiegel
ausgewertet. Diese Meldung
gehört zum Nachrichtenan-
gebot auf www.die-strom-
sparinitiative.de. Die Strom-
sparinitiative wurde vom
Bundestag 2012 initiiert. An
ihr sind neben Wohlfahrts-
und Verbraucherschutzver-
bänden, Kirchen und kom-
munalen Spitzenverbänden
auch die Bundesagentur für
Arbeit sowie Verbände der
Energiewirtschaft und Ener-
gietechnik beteiligt. Neben
einem Formular, mit dem sich
schnell eingeben lässt, ob der
eigene Verbrauch im grünen
oder tiefroten Bereich liegt,
gibt es hier Tipps zum Strom-
sparen und Beratungsange-
bote bei Fragen von Förde-
rung und Zuschüssen und
vielem mehr. mwh

www.die-stromsparinitiative.de

Lösungswort

ANZEIGEN
Interessenvereinigung der Mittelständischen Wirtschaft IMW e.V. lud Berliner Unternehmer ein.

Kaltstart in die Elektromobilität
Von Martin Hardt

Es war einer der letzten kal-
ten Maiabende in Berlin, als sich
Mitglieder des Friedrichshain-
Kreuzberger Unternehmerver-
eins (FKU e.V.) in warmer Klei-
dung auf Deck 2 im Parkhaus
am Gleisdreieck trafen. Mit den
wärmenden Worten »Nehmen
Sie sich einen Kaffee«, nahm
Susan Friedrich vom Vorstand
Interessenvereinigung der Mit-
telständischen Wirtschaft IMW
e.V. mit dem Reporter ersten
Kontakt auf, die sich auch Ser-
vicestelle für die Wirtschaft
versteht. Der Abend unter dem
Motto »Elektromobilität zum
Anfassen« war Teil ihrer Ver-
anstaltungsreihe »Mittel-
standsforum Metropol«, die oft
zu eher ungewöhnlichen Orten
einlädt, um das feierabendliche
Netzwerken unter den Teilneh-
mern zu fördern. Das ist im Üb-
rigen auch eine Stärke des FKU
e.V., dessen Mitglieder aus un-
terschiedlichsten Branchen seit
Jahren in vielerlei Hinsicht von
einander profitieren.

Wer sich am Markt bewegt,
muss sich sputen, und doch gibt
es Themen, die auf der Priori-
tätenliste des Geschäftsalltags
eher hinten anstehen. »Elekt-
romobilität« gehörte bei den
meisten Teilnehmern, bis zu
diesem Abend jedenfalls, dazu.
Höhepunkt des Treffens sollten
Fahrten in Elektromobilen ver-
schiedener Firmen werden – für
die Technikaffinen: Ja, auch ei-
ne Limousine von Tesla war un-
ter den Fahrzeugen, mit denen
zum Schluss auf dem obersten
Parkdeck gefahren werden soll-
te. Aber Spaß ist Spaß, und Geld
ist Geld, und so war man gerne
bereit, vorher einigen einfüh-
renden Worten der Veranstal-
ter und ihrer Kooperations-
partner zuzuhören. Die finan-
ziellen Rahmenbedingungen,
auf Elektrofahrzeuge umzustei-
gen (Beitrag unten), werden im-
mer reizvoller.

Udo M. Strenge von der Mit-
telstandsvereinigung stellte das
Treffen in den aktuellen politi-
schen Kontext. Wenn der Die-
sel nun schon in Verruf geraten

sei, müsse man sich eben an-
derweitig orientieren. Viktor
Metzler von »Muvon«, ein
Tochterunternehmen des Ener-
gieanbieters E.on, erläuterte die
Anwendbarkeit von Elektro-
mobilität in Unternehmen und
damit das Beratungsangebot
seiner Firma. Wer sich mit dem
Gedanken trage, umzusteigen
müsse sich zunächst mit dem ei-
genen Anschlussbedarf be-
schäftigen. Dann müsse die La-
deinfrastruktur analysiert wer-
den, aber auch das Abrech-
nungswesen, das mit den La-
destationen zusammen hänge,
sei ein Thema. Im Zeichen der
Digitalisierung sei das aber al-
les kein Problem. Mit Hinwei-
sen auf die geringeren Betriebs-
kosten von Elektrofahrzeugen,
ihrem geringeren CO2-Ausstoß
und dem Plus bei der Selbst-

darstellung als modernes Un-
ternehmen leitete er zum The-
ma »Ladestation« als zukünf-
tiges Mittel der Kundenbin-
dung über. Auch hier gibt es
Geld vom Staat. Wenn das noch
für viele etwas abstrakte Zu-
kunftsmusik war, tat der Er-
fahrungsbericht von Werner
Schmidt, Geschäftsführer von
Ruksal-Druck, den Zuhörern
gut. Durch puren Zufall hatte
man sich ein E-Fahrzeug für
Stadttransporte gemietet und
festgestellt, wie gut das in der
Stadt geht. Gegenüber früher
spare man nun bis zu 2500 Eu-
ro an Energiekosten. Ein Wer-
mutstropfen war für ihn aber
auch dabei. Man fand bei Nis-
san einen passenden Transpor-
ter. Die deutschen Hersteller
hatten kein passendes Auto im
Programm.

Auch beim Flaggschiff Tesla findet sich kein Motor, wo er sein sollte.

Noch herrscht Steckerwust bei der Elektromobilität. Fotos (2): Martin Hardt

Förderrahmen Elektromobilität

Wer Geld hat, kriegt Geschenke
Bis 2020 sollen in Deutschland
eine Million rein elektrische
oder mit Hybridtechnik ausge-
stattete Autos fahren. Dazu sol-
len vom Staat 600 Millionen
Euro ausgegeben werden, wenn
es nach der aktuellen Bundes-
regierung geht. Die Gesamtför-
dersumme sei auf 1,2 Milliar-
den Euro festgelegt. Davon
übernähmen der Bund und die
Automobilindustrie jeweils die
Hälfte. Besitzer eines Elektro-
fahrzeugs sind für zehn statt -

wie bisher - nur für fünf Jahre
von der Kfz-Steuer befreit. Auf
der Themenseite »Elektromo-
bilität« des Bundesministeri-
ums für Wirtschaft und Energie
(BMWi) liest sich das in ge-
kürzter Form folgendermaßen:

»Es wird eine Kaufprämie,
der sogenannte Umweltbonus,
für Neufahrzeuge gezahlt –
4000 Euro für reine Elektro-
autos, für Plug-In Hybride 3000
Euro. Der Umweltbonus wird
für Fahrzeuge mit einem Lis-

tenpreis von maximal 60.000
Euro gezahlt. Die Förderung
durch den Bund erfolgt bei ent-
sprechender Förderung durch
den Hersteller. Autokäufer
können ihre Anträge beim Bun-
desamt für Wirtschaft und Aus-
fuhrkontrolle (BAFA) stellen,
das hierfür auch ein Info-Tele-
fon (06196 908-1009) einge-
richtet hat. Zur Verbesserung
der Ladeinfrastruktur stellt der
Bund 300 Millionen Euro zur
Verfügung: 200 Millionen Eu-

ro für die Schnelllade-Infra-
struktur und 100 Millionen Eu-
ro für die Normalladeinfra-
struktur.

Ziel ist weiterhin, dass künf-
tig mindestens 20 Prozent
Elektrofahrzeuge im Fuhrpark
des Bundes sind. Sollten Ar-
beitnehmer beim Arbeitgeber
das Elektrofahrzeug aufladen,
stellt dies keinen zu versteu-
ernden Vorteil mehr dar.« mwh

www.bmwi.de
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Prof. Uwe Leprich, eine Stimme aus dem Umweltbundesamt:

Energiesparen hat noch immer kräftig Gegenwind
Prof. Uwe Leprich ist Hoch-
schullehrer an der Hochschule
für Technik und Wirtschaft des
Saarlandes, zur Zeit für zu-
nächst zwei Jahre an das Um-
weltbundesamt abgeordnet und
dort Leiter der Abteilung Kli-
maschutz und Energie. Martin
Hardt konnte ihn befragen.

Kann man das Energieeinspar-
potential beim heutigen Ener-
gieverbrauch beziffern, um die
gesteckten Ziele bis 2020 oder
sogar 2050 zu erreichen?
Die Ziele der Bundesregierung
im Hinblick auf eine Minde-
rung des Energiebedarfs durch
Energiesparen und eine Verbes-
serung der Energieeffizienz
wurden im Energiekonzept im
Herbst 2010 festgelegt und seit-
her immer wieder bestätigt.
Demnach soll der Primärener-
gieverbrauch bis 2020 um 20
Prozent und bis 2050 um 50
Prozent gegenüber dem Jahr
2008 verringert werden. Hinzu
kommen Teilziele wie beispiels-
weise eine angestrebte Verrin-
gerung des Stromverbrauchs um
10 Prozent bis 2020 und um 25
Prozent bis 2050 gegenüber
2008. Diese Zielsetzungen sind
nicht aus der Luft gegriffen,
sondern wurden in zahlreichen
Studien zur Abschätzung der
vorhandenen Energieeffizienz-
potenziale ermittelt. Der dabei
zugrunde gelegte Potenzialbe-
griff ist in aller Regel ein tech-
nisch-wirtschaftlicher: Dem-
nach sind alle Möglichkeiten
auszuschöpfen, die heute tech-
nisch möglich sind und sich über
die Lebensdauer der Geräte und
Anlagen rechnen.

In der Öffentlichkeit dominie-
ren Projekte für das Energiean-
gebot die Diskussion, wie die
Energiegewinnung durch Wind-
kraft oder der Bau der neuen
Stromtrassen in den Süden die-
ses Landes. Wie und wo kann
Energie effizienter eingesetzt
oder eingespart werden, wenn es
nach Ihnen geht?
Wichtig ist zunächst, dass man
das eine nicht gegen das andere
ausspielt. Wir benötigen für ein
nachhaltiges Energiesystem so-
wohl den ehrgeizigen Ausbau

der erneuerbaren Energien in-
klusive der dazu gehörigen Inf-
rastruktur als auch die umfas-
sende Erschließung der vorhan-
denen Effizienz- und Einspar-
potenziale. Das fängt bei Ge-
bäuden an, bei denen sich mit
den heutigen technischen Mög-
lichkeiten der Energiebedarf im
Durchschnitt um mindestens 80
Prozent verringern lässt, geht
weiter über den Stromver-
brauch, wo durch den Einsatz
von beispielsweise modernen
Beleuchtungssystem oder hoch-
effizienten Motoren ebenfalls
eine erhebliche Verringerung in
ausgewählten Anwendungsfel-
dern erzielt werden kann, bis hin
zum Verkehrssektor, wo man in
der Perspektive die Ablösung des
Verbrennungsmotors durch den
Elektromotor erhebliche Ein-
sparungen und damit verbun-
den Minderungen der Treib-
hausgase erzielen kann. All jene
technischen Möglichkeiten stel-
len unseren Lebensstil und da-

mit verbunden unseren aktuel-
len Energiedienstleistungsbe-
darf nicht in Frage. Wenn man
gleichwohl der Meinung ist, dass
auch mit weniger Fleischver-
zehr, weniger Flugreisen, klei-
neren Autos oder länger halt-
baren Gebrauchsgegenständen
ein gutes Leben möglich ist, er-
geben sich noch deutlich mehr
Optionen, unseren global sehr
hohen Energieverbrauch zu re-
duzieren.

Warum geschieht das nicht im
gebotenen Maße?
Energiesparen und Energieeffi-
zienz haben traditionell keine
starke Lobby. Außer den Ver-
brauchern, deren Interessen sich
auf Grund ihrer Zersplitterung
nicht wirklich schlagkräftig or-
ganisieren lassen, gibt es nur
wenige Branchen und Unter-
nehmen, deren Geschäftsmodell
darauf beruht. Demgegenüber
gibt es gut organisierte Unter-
nehmen, die mit dem Verkauf

von Energie Geld verdienen,
oder solche, die schon allein die
Kennzeichnung als lästige
Pflicht empfinden, geschweige
denn die Erfüllung konkreter
Effizienzauflagen. Das gilt zum
Beispiel für weite Teile der Bau-
wirtschaft. Hinzu kommt, dass
Industrieunternehmen häufig
andere Prioritäten haben und
zudem auch bei Investitionen in
Energieeffizienz nur mit sehr
kurzen Amortisationszeiten
rechnen. Kurzum: Energiespa-
ren und das Streben nach Ener-
gieeffizienz haben es mit erheb-
lichem Gegenwind zu tun und
werden schnell in die Nähe von
Gängelei, Bevormundung oder
puritanischer Tugendhaftigkeit
gerückt.

Was kann aber dagegen getan
werden?

Die Hoffnung, dem könnte
man allein mit Informationen,
Aufklärung und Qualifizie-
rungsangeboten begegnen,

greift meines Erachtens deutlich
zu kurz. Ich war immer ein An-
hänger von Ordnungsrecht, zur
Verstärkung gerne verknüpft
mit preislicher Steuerung. Als
erfolgreichstes Instrument sehe
ich hier die europäische Öko-
design-Richtlinie, die uns bei-
spielsweise sehr niedrige Stand-
by-Verbräuche bei vielen Ge-
räten beschert hat, wenn sie
Strom verbrauchen aber nicht in
Betrieb sind und sicherlich noch
deutlich verschärft werden
könnte. Auch die Energieein-
sparverordnung hat per Vor-
schrift deutlich dazu beigetra-
gen, dass in Deutschland effizi-
enter gebaut wird. Eine weitere
Verschärfung der Bauvorschrif-
ten ist bereits in der europäi-
schen Gebäuderichtlinie ange-
legt, die den Mitgliedstaaten
vorschreibt, dass bis 31. De-
zember 2020 sämtliche neuen
Gebäude und bereits nach dem
31. Dezember 2018 neue öf-
fentliche Gebäude Niedrigst-

energiegebäude sind. Weitere
ordnungsrechtliche Instrumente
könnten Vorschriften zur Ab-
wärmenutzung in der Industrie
oder Einsparverpflichtungen für
Strom- und Gasversorger sein;
letztere gibt es bereits in zahl-
reichen europäischen Ländern.
Unterstützt werden könnte das
Ordnungsrecht beispielsweise
durch Einführung einer vom
CO2-Ausstoß abhängigen Ge-
bäude-Klimaabgabe, steuerli-
cher Abschreibungsmöglich-
keiten bei der Gebäudesanie-
rung oder aber ganz allgemein
durch eine Reaktivierung der
Ökosteuer.

Seit 2005 besteht der Europäi-
sche Emissionshandel für CO2,
bei dem »Verschmutzungsrech-
te« in Form von handelbaren
Zertifikaten erworben werden
müssen. War dieses Instrument
in Ihren Augen bislang erfolg-
reich? Es scheint doch so, als ob
die Zertifikate einfach nur Han-
delsware zwischen den Firmen
sind, kaum Innovation bewir-
ken und mitunter zu kriminellen
Karussellgeschäften durch Aus-
nutzung unterschiedlich hoher
Mehrwertsteuersätze beim in-
ternationalen Handel der Zer-
tifikate führen.
Es ist aktuell das einzige expli-
zite Klimaschutzinstrument auf
europäischer Ebene, und es wä-
re fahrlässig, es ohne eine kon-
krete Alternative grundsätzlich
zur Disposition zu stellen. Mehr
möchte ich dazu nicht sagen.

Prof. Uwe Leprich. Foto: Roland Horn

Windkraftwerke über einem Dorf. Die Stromproduktion ist nicht das Problem, wohl aber das Energiesparen. Foto: Patrick Pleul

Speichertechnologie und Mieterstrom

Impulse für dezentrale Energieversorgung
Von Martin Hardt

Die größte Batterie zur kom-
munalen Stromversorgung in
Europa steht im Brandenbur-
gischen Feldheim, einem Orts-
teil von Treuenbrietzen. Seit
2015 versorgt sich Feldheim aus
dieser Quelle. Die Batterie steht
in einem Gebäude von Turn-
hallengröße und hat eine Leis-
tung von 10 Megawatt und 10
Megawattstunden Kapazität.
Bei einem Stromüberangebot
kann sekundenschnell Energie
aus dem Stromnetz entnommen
und in Zeiten mangelnder
Stromproduktion ins Netz ab-
gegeben werden, um die Fre-
quenz von 50 Hertz im Strom-
netz stabil zu halten.

Die Landesregierung in
Brandenburg habe Batterie-
speicher auf ihre Agenda ge-
setzt und das Förderprogramm
RENplus weiterentwickelt. Es
bringe Modellvorhaben mit
Speichertechnologien sowie re-
gionale und kommunale Ener-
giekonzepte voran. Hierfür
werde die Koalition jährlich
mindestens 10 Millionen Euro
bereitstellen. Das Geld fließe
sowohl aus dem Europäischen
Fonds für regionale Entwick-
lung (EFRE) als auch aus Lan-
desmitteln, schreibt das Inter-
netportal »energiezukunft für
erneuerbare Energien und eine
bürgernahe Energiewende«. In
Brandenburg gibt es einige Pro-
jekte dieser Art.

Was für die ländliche Region
auf der Hand liegt, eine zu-
kunftsfeste Strominfrastruktur
muss oft noch geschaffen wer-
den, sollte für die Städte min-
destens genauso gelten, und doch
beginnt man erst jetzt mit der
Förderung dezentraler Energie-
versorgung im größeren Stil. Und
so kommt es, dass die Politik ei-
nen bisher eher unbekannten
Akteur der Energiewende für
sich entdeckt, um die schwer-
gewichtigen Partner für die gro-
ßen Sachen nicht zu verprellen,
den Mieter wie du und ich.

Mit dem Ende April von der
Bundesregierung beschlossenen
Mieterstrommodell könnten
künftig neben Hauseigentü-
mern auch Vermieter und Mie-
ter von Solarstrom vom Haus-
dach profitieren, so die Regie-
rung auf ihrer Homepage. Der
Vermieter erhalte je nach An-
lagengröße einen Zuschlag zwi-
schen 3,81 Cent/kWh und 2,21
Cent/kWh zusätzlich zu dem
Erlös, den er beim Stromver-
kauf an den Mieter erzielt. Für
den restlichen Strom, der nicht
von den Mietern abgenommen
wird und ins Netz eingespeist
wird, erhalte der Anlagenbe-
treiber wie bisher die Einspei-
severgütung nach dem EEG.

Anders als beim Strombezug
aus dem Netz fielen beim Mie-
terstrom keine Netzentgelte,
Konzessionsabgaben, Umlagen
und Stromsteuer an, weil dieser
Strom nicht ins Netz einge-

speist wird. Lediglich die EEG-
Umlage müsse in voller Höhe
gezahlt werden. Auf diese Wei-
se profitierten Mieter und Ver-
mieter von günstigerem Strom.
Zum Schutz der Mieter gilt ein
Höchstpreis von 90 Prozent des
örtlichen Grundversorgertarifs.

Das Internetmagazin »Er-
neuerbare Energien« zählte
schon 2014 »4 Gründe für eine
dezentrale Energieversorgung«
auf. Aktuell bremse man die de-
zentrale Energieversorgung aus.
Denn durch zusätzliche Kosten
werde dieses Modell weniger
attraktiv. Das scheint man nun
eingesehen zu haben. Trotzdem
haben die vier Punkte noch im-
mer ihre Geltung. In Bezug auf
eine Vergleichsstudie des Bun-
desverbandes mittelständische
Wirtschaft (BVMW), der Ha-
leakala-Stiftung und die 100-
Prozent-Erneuerbar-Stiftung
lauten sie: 1. Ein Ausbau der er-
neuerbaren Energien gegenüber
einem zentralistischen Pfad
verursache keine nennenswer-
ten Mehrkosten. 2. Durch de-
zentralen Ausbau der Erneuer-
baren wäre nur ein Bruchteil des
Netzausbaus erforderlich. 3.
Der Ausbau von Speichern sei
noch nicht wirtschaftlich und so
finde der Verbrauch der eigen-
erzeugten Elektrizität in erster
Linie nur zu den Zeiten der di-
rekten Erzeugung statt. Letzte-
res mag sich gerade ändern, was
aber erreicht werden könnte, ist
Punkt 4 »Beteiligung der Be-

völkerung«. Die Studie kommt
zu dem Ergebnis, dass für ein-
zelne Regionen pro Anwohner
beim dezentralen Ausbau bis zu
80 Euro jährlich mehr kom-
munaler Wertschöpfung zu er-
zielen sind, als beim zentralen.

Schon heute werden Strom-
aggregate für einzelne Häuser
oder Blocks angeboten, die zum
Beispiel mit Gas betrieben wer-
den. Solarstrom ist nicht die
einzige Energieform, die sich für
die dezentrale Versorgung eig-
net. So war auf einer Veran-
staltung des Interessenvereini-
gung der Mittelständischen
Wirtschaft und des Friedrichs-
hain-Kreuzberger Unterneh-
mervereins zur Elektromobili-
tät (Seite 2) ein Anbieter dieser
Lösung zugegen, für den die
wasserstoffversorgte Brenn-
stoffzelle die Zukunft ist.

Wenn der Markt wirklich al-
lein entscheiden sollte, ist fol-
gendes Szenario in einer nicht
all zu weiten Zukunft dezent-
raler Energieversorgung viel-
leicht auch denkbar: Der Wert-
stoffmarkt muss durch die Ver-
schrottung der Starkstromtras-
senkabel auf lange Zeit gestützt
werden, und in Brennstoffzel-
lenzeiten käme vielleicht noch
der Schrott des einen oder an-
deren Windparks dazu.

www.energiezukunft.eu
www.bundesregierung.de
www.erneuerbareenergien.de
www.haleakala-stiftung.de

Weltausstellung Reformation in in Lutherstadt Wittenberg

Zivilgesellschaft macht Druck
Die soziale Ungleichheit welt-
weit und der Klimawandel er-
fordern nicht weniger als eine
Transformation der Weltgesell-
schaft. Anlässlich der Eröffnung
der Weltausstellung Reformati-
on in Lutherstadt Wittenberg
forderten die Projektpartner des
Transformationspavillons »We-
ge der Veränderung« eine ge-
rechte Transformation, die die
Auswirkungen der Reformation
noch übersteigt. Das ist in einer
Pressemeldung der Klima-Alli-
anz Deutschland nach zu lesen.

Bis September 2017 werden
der Deutsche Naturschutzring
(DNR), die Klima-Allianz
Deutschland und die For-
schungsstätte der Evangelischen
Studiengemeinschaft (FEST) ge-
meinsam in Wittenberg ihre
Ideen zur Transformation der
Weltgesellschaft zur Diskussion
stellen. »Ähnlich wie zur Zeit der
Reformation erleben wir aktuell
einen Epochenwandel mit glo-
balen Auswirkungen«, erklärte
Christoph Bals, Sprecher der
Klima-Allianz Deutschland. »Es
gilt die Globalisierung, die Men-
schen und ökologische Mitwelt
zum Spielball macht, sozial wie
ökologisch zu zügeln. Dafür
braucht es einen radikalen Wan-
del in der Art, wie wir Energie
erzeugen, wie wir uns fortbe-
wegen und welchen Lebensstil
wir pflegen.« Um dieses Ziel er-
reichen zu können, müsse die
Politik für ambitionierte Rah-
mensetzungen auf nationaler

und internationaler Ebene sor-
gen, aber auch das Engagement
jedes Einzelnen sei gefragt.

Als bereits in der Bibel ver-
ankert sieht Dr. Hans Diefen-
bacher, stv. Leiter der FEST, den
Auftrag der Kirchen zur Mitge-
staltung der gesellschaftlichen
Transformation. Die Besuche-
rinnen und Besucher werden
durch unterschiedliche Formate
wie Ausstellungen, Vorträge und
Gruppenarbeit an das Thema
herangeführt.

Bis zum 10. September 2017
findet in Wittenberg eine Viel-
zahl verschiedener Veranstal-
tungen zu Themen rund um die
Große Transformation der
Weltgesellschaft statt: Klima-
wandel und Klimaschutz, Ener-
giewende, nachhaltiger Kon-
sum, Ernährung, Mobilität, Na-
tur- und Tierschutz. Neben
wechselnden Ausstellungen gibt
es Lesungen, Theaterstücke,
Vorträge, World-Cafés und

Konzerte. Finanziell unterstützt
wird das Projekt durch die Deut-
sche Bundesstiftung Umwelt.

Mit ihren mehr als 100 Or-
ganisationen setzt sich die Kli-
ma-Allianz Deutschland seit
2007 dafür ein, dass Klima-
schutz ein Anliegen aus der Mit-
te der Gesellschaft ist. Das
Spektrum der Mitglieder der
Klima-Allianz Deutschland um-
fasst Kirchen, Entwicklungsor-
ganisationen, Umweltverbände,
Gewerkschaften, Verbraucher-
schutzorganisationen, Jugend-
verbände und andere Organisa-
tionen. Um die europäische Zu-
sammenarbeit zu stärken, ist die
Klima-Allianz Deutschland im
Oktober 2013 dem Climate Ac-
tion Network Europe (CAN Eu-
rope) beigetreten. Sie ist in 25
Ländern gültig. mwh

www.klima-allianz.de
www.r2017.org/weltausstellung-
reformation
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Nachrichten

IG BCE: Ökostrom
kann nicht alles
Stabiles Wachstum, nachhalti-
ger Wandel und Versorgungssi-
cherheit sind die Schlüssel für ei-
ne erfolgreiche Energiewende.
Dies war das Ergebnis des »In-
novationsforums Energiewen-
de« Anfang Mai, so die Indus-
triegewerkschaft Bergbau, Che-
mie und Energie (IG BCE) in ei-
ner Pressemitteilung auf ihrer
Homepage.

Bei der Veranstaltung disku-
tierten rund 150 Betriebsräte,
Unternehmensvertreter, Politi-
ker und Wissenschaftler die ak-
tuellen Herausforderungen der
Energiewirtschaft und Investiti-
onen in Zukunftstechnologien
des Energiemarktes. Auf die so-
zialen und wirtschaftlichen Fol-
gen der Energiewende wies Mi-
chael Vassiliadis, Vorsitzender
der IG BCE, hin. Die Versor-
gungssicherheit dürfe nicht ei-
ner Ausstiegslogik zum Opfer
fallen. Vassiliadis forderte, man
müsse sich mehr Gedanken über
die Alternativen zu den »Alter-
nativen« machen. »Die Erneu-
erbaren werden immer abhängig
von Wind und Sonne sein – mit
den extremen Leistungsschwan-
kungen, die wir schon kennen.
Der Strommix der Zukunft be-
nötigt auch revolutionäre Hoch-
technologie, wenn er eine siche-
re Versorgung gewährleisten
soll.« igbce/mwh

www.igbce.de

E.on punktete nur
mit grüner Sparte
Die Energiewende habe mit der
bevorzugten Einspeisung erneu-
erbarer Energie in die Strom-
netze die Preise auf dem Strom-
großmarkt in den Keller getrie-
ben. Das war in den Medien die
allgemeine Erklärung für den
Rekordverlust des Energiegi-
ganten E.on, der Mitte März auf
der jährlichen Bilanzpressekon-
ferenz verkündet werden muss-
te. Positiv entwickelte sich das
Ergebnis im Geschäftsfeld »Er-
neuerbare Energien« bei den Off-
Shore Windparks. mwh
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GreenTech Gewinner Mobilsol GmbH Berlin

Solarstrom für das ländliche Ostafrika
Von Martin Hardt

In nur 10 Jahren haben sich
die GreenTec Awards zu einem
der wichtigsten Umweltpreise
weltweit entwickelt. Sie richten
sich an alle Initiativen, Privat-
personen, Start-ups, mittelstän-
dische oder große Unternehmen,
die sich für einen »Green Life-
style« engagieren. Mitte Mai
wurden die Preisträger in 15 Ka-
tegorien auf einer Gala geehrt.
Energiegiganten, mittelständi-
sche Firmen aber auch kleine
Start-up-Firmen werden für ihre
Projekte geehrt.

Eines von ihnen ist in diesem
Jahr die Berliner Firma Mobisol
GmbH, die noch vor sechs Jah-
ren ein kleines Start-up war. Für
Mobilsol haben sich die Juroren
in der Kategorie »Nachhaltige
Entwicklung« entschieden, ge-
nauer für das Projekt »Dezent-
rale Solarsysteme für das länd-
liche Ostafrika«. Mobisol ent-
wickelt, verkauft und betreut
autonome Solaranlagen von 80
bis 200 Watt Leistungsstärke.

In den vergangenen fünf Jah-
ren hat sich Mobisol von einem
kleinen Berliner Startup zu einer
schnell wachsenden, internatio-
nalen Firma entwickelt. Bisher
wurden über 70.000 Mobisol-
Solaranlagen mit insgesamt mehr
als 7 Megawatt Solarkapazität in
Tansania, Ruanda und Kenia
installiert. So beschreibt sich

Mobilsol auf seiner Internetsei-
te, die ganz überwiegend auf
Englisch gehalten ist. 2012 be-
gann man mit einem Pilotpro-
jekt von 200 Anlagen in Tansa-
nia und Kenia. Seit 2014 ist man
auch in Ruanda tätig.

Mobisols KundInnen hätten
die Möglichkeit, ihren Lebens-
standard zu heben und ein zu-
sätzliches Einkommen durch den
Aufbau eines mit Solarenergie
betriebenen Geschäftes zu er-
wirtschaften. Über einer Viertel
million Menschen hätten nun ei-
nen Zugang zu Strom. Im Rah-
men einer Mikrofinanzierung
über drei Jahre via Mobilfunk-
rechnung werde den Abneh-
mern eine erschwingliche und
saubere Energieversorgung ge-
boten. Die Kundendienst- und
VertriebsmitarbeiterInnen vor
Ort werden in der Mobisol Aka-
demie auf ihre Aufgaben vorbe-
reitet. Das Produkt-Service-An-
gebot beinhaltet neben der kos-
tenfreien Installation und War-
tung auch eine kostenlose Hot-
line und eine dreijährige Garan-
tie, so das Unternehmen. Mo-
bilsol ist heute Teil eines großen
internationalen Netzwerks, das
unter anderem in der nachhalti-
gen Stromerzeugung große
Chancen für Mensch und Natur
sieht.

www.plugintheworld.com
www.greentec-awards.com In Ruanda. Neuer Umsatz durch Solarstrom. Foto: Torsten Futh/mobilsol GmbH

Delphi-Studie von Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft e.V., GIZ und Pricewaterhouse Coopers

2040: Die Energielage
Von Martin Hardt

»Unser Ziel ist es, die aktu-
elle, insbesondere auch in
Deutschland national geprägte
Debatte um die Anpassung oder
Neugestaltung der Energiesyste-
me aufzubrechen und aus glo-
baler Sicht einen umfassenden
Blick auf die Energiesysteme der
Zukunft zu wagen.«

So begründen der Bundesver-
band der Energie- und Wasser-
wirtschaft e.V. (bdew), die
Deutsche Gesellschaft für Inter-
nationale Zusammenarbeit
(GIZ) GmbH und Pricewater-
houseCoopers AG WPG (pwc)
ihr Projekt, um zu möglichst
wahrscheinlichen, auch wider-
sprechenden Prognosen zur
Energieversorgung der Welt im
Jahr 2040 zu kommen. »Delphi
Energy Future 2040« wurde im
Mai 2016 veröffentlicht und
dauerte zwei Jahre.

Im Rahmen der Delphi-Me-
thode wurden von 80 Experten
Thesen über die Zukunft ent-
wickelt und anschließend einer
350-köpfigen Expertengruppe
aus 40 Ländern in zwei Runden
vorgelegt. Dabei beugte Anony-
mität der Rücksichtnahme auf
Hierarchien oder Prominenz vor,
wie man sie von Workshops und
Konferenzen kennt, so die Stu-
dieninitiatoren. Es folgen in
stark gekürzter Form einige der
Grundthesen, auf die sie sich ge-
einigt haben. Allerdings sind die
einzelnen Expertenprognosen
mindestens ebenso lesenswert.
Sie nehmen den größten Teil der
Studie ein. Es lohnt sich, den
Querverweisen zu folgen.

Momentum für Klima-
schutz wächst

Im Jahr 2040 herrscht unter
den größten CO2 emittierenden
Ländern der Welt Einigkeit: Ei-
ne Häufung ökologischer Ka-
tastrophen wie Überschwem-
mungen und Dürren, in ihrem
Gefolge humanitäre Krisen und
eine politische Radikalisierung
in den am meisten betroffenen
Regionen haben die Staaten zu
einem entschlossenen Umsteu-
ern veranlasst ... Auf den Märk-
ten wird Nachhaltigkeit zum
entscheidenden Wettbewerbs-
kriterium.

Umsteuern in China und
Indien

Die asiatischen Schwerge-
wichte sind auf dem Weg, wirt-
schaftlich zu den Industriestaa-
ten aufzuschließen und einige
davon sogar zu überholen. Da-
bei entsteht eine wachsende ur-
bane Mittelschicht, die selbst-
bewusst eine umweltverträgli-
che Entwicklung ihrer Länder
fordert ... Die Nachfrage Chinas
und Indiens nach Erdgas als
Substitut für die Kohle befeuert
zum einen den weltweiten Schie-
fergasboom; China selbst, aber
auch Länder wie Argentinien,
Algerien oder Südafrika domi-
nieren neben den USA die För-
derung. Zum anderen etabliert
sich China selbst als weltgrößter
Entwickler und Exporteur nach-
haltiger Lösungen: die Elektro-
mobilität erhält einen massiven
Schub ...

Globale Klimaschutzver-
einbarung zeigt Wirkung

Bis 2040 ist die Wende im
weltweiten Klimaschutz vollzo-
gen. Ein globales Regime, das die
Gefahr einer weiteren unkont-

rollierten Erderwärmung bannen
soll, ist endlich Realität. Die gro-
ßen Industrie- und Schwellenlän-
der sind die Verpflichtung ein-
gegangen, ihren Ausstoß von kli-
maschädlichen Gasen stark zu
verringern. Durch den globalen
Charakter des Klimaabkommens
wird verhindert, dass klima-
schädliche Industrien ihren
Standort verlagern, um strenge-
ren Vorschriften in einem Land
zu entgehen. Über regionale
Preissysteme für CO2-Emissio-
nen in allen Wirtschaftszweigen
wird der Ausstoß des Klimagases
effektiv gesteuert und begrenzt.

Funktionierendes Klimare-
gime treibt Investitionen

Die kontinuierliche Kosten-
degression und überlegene
Wettbewerbsfähigkeit der Er-
neuerbaren Energien haben es
den Staaten erleichtert, ohne
Angst vor wirtschaftlichen
Nachteilen einem weltweiten
Klimaregime zuzustimmen ...
Investitionsströme werden um-
gelenkt, enorme Summen flie-
ßen in Forschung und Entwick-
lung, um die neu entstehenden
Märkte zu bedienen.

Nachfrage nach fossilen
Energieträgern bricht ein

Mit dem tiefgreifenden poli-
tischen und technologischen
Wandel im Energiesektor rückt
2040 die weltweite Transforma-
tion der Energiesysteme in
Reichweite. Die vormals auf fos-
silen Energieträgern beruhende
Energieerzeugung ist vielerorts
bereits abgelöst worden durch
ein stark dezentral geprägtes
System auf der Basis von erneu-
erbaren Energien.

Die Folgen: Destabilisierung
der Förderländer

... Getrieben durch den star-
ken Ausbau von erneuerbaren
Anlagen sind neue Knappheiten
entstanden, zum Beispiel bei Sil-
ber, Kupfer und seltenen Erden.
Einzelne Staaten und multilate-
rale Zusammenschlüsse, die sich
rechtzeitig Ressourcenlieferab-
kommen sichern, verschaffen
sich einen wichtigen Vorteil. Die
Energy Transition bringt neue

Chancen für viele. Aber für an-
dere bringt sie neue Verwerfun-
gen, volkswirtschaftliche Risi-
ken und gefährliche Unwägbar-
keiten mit sich.

Afrika: Technologie erlaubt
Importunabhängigkeit

Für viele Entwicklungsländer
ist die Energy Transition 2040
keine Systemwende, sondern sie
erlaubt ihnen erst den Aufbau
eines dezentralen, kostengünsti-
gen und sicheren Versorgungs-
systems. Dies trifft zum Beispiel
für viele Länder im südlichen
Afrika zu.

Blühende Landschaften
oder fortschreitende Ver-
städterung?

Der fehlende Zugang zu
Energie für Beleuchtung, Wär-
me, Kühlung, Kochen und Kom-
munikation – Entwicklungs-
hemmnis für mehr als zwei Mil-
liarden Menschen – ist 2040
durch die Nutzung dezentraler
erneuerbarer Energien weithin
überwunden ... Viele ländliche
Kommunen und Gemeinden Af-
rikas haben sich 2040 durch lo-
kale Wertschöpfung von der
zentralstaatlichen Ebene unab-
hängig gemacht.

Speicher sind die »Game
Changer«

Im Zentrum aller Technolo-
gien, die Grundlage für die Ener-
gy Transition sind, stehen Spei-
cher. Nach einem rapiden Preis-
verfall sind vor allem leistungs-
fähige, dezentrale Stromspeicher
– also Batterien – günstig, über-
all verfügbar und leicht zu ins-
tallieren. Sie puffern in Solar-
containern im ländlichen Afrika
die Stromproduktion ab, haben
aber auch in den Industrielän-
dern auf breiter Basis die Sys-
temdienstleistungen an der Seite
der Erneuerbaren übernommen
und darin die fossilen Kraftwer-
ke abgelöst ... 2040 kommt die
neueste Generation von Elekt-
roautos auf eine Reichweite von
bis zu 3.000 Kilometern, die
Aufladung erfolgt induktiv.

www.delphi-energy-future.com
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Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) GmbH

Saubere Energie für Delhi
Die Deutsche Gesellschaft für
Internationale Zusammenar-
beit (GIZ) GmbH ist ein welt-
weit tätiges Bundesunterneh-
men. Sie unterstützt die Bun-
desregierung in der internatio-
nalen Zusammenarbeit für
nachhaltige Entwicklung und in
der internationalen Bildungs-
arbeit. Hauptauftraggeber der
GIZ ist das Bundesministerium
für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung (BMZ)
mit 1,7 Milliarden Euro. Darin
enthalten sind 236 Millionen
Euro von Dritten wie der Eu-
ropäischen Kommission, aus-
ländischen Regierungen oder
Stiftungen. Die GIZ arbeitet
unter dem Programmpunkt
»Nachhaltigkeit« in vielen
Ländern auch an deren Fragen
zu einer zukunftsfesten Ener-
gieversorgung. Ein Flagschiff-
projekt ist die Versorgung von
Delhis Metro mit Solarstrom.
Es folgt die Projektbeschrei-
bung der GIZ.

Die indische Großstadt Neu-
Delhi mit ihren rund 16 Milli-
onen Einwohnern hat 2002 ei-
ne Metro in Betrieb genom-
men, die inzwischen über ein
Streckennetz von 190 Kilome-
tern mit 142 Stationen verfügt.
Das ist auf der einen Seite kli-
mafreundlicher als Autos und
die in Asien weit verbreiteten
Motorräder, doch auf der an-
deren Seite verbraucht die Met-
ro enorme Mengen an Strom:

monatlich so viel wie 100.000
indische Haushalte. Und auch
der Strom will erzeugt werden

Neu-Delhi versucht nun,
zwei Fliegen mit einer Klappe
zu schlagen: die Produktion von
»grünem Strom« und die zu-
verlässige Versorgung ihres
Metro-Netzes. Denn bisher sind
Stromausfälle aufgrund chro-
nisch überlasteter, maroder
Netze an der Tagesordnung.
Die Lösung: Solarstrom, der da
produziert wird, wo er ver-
braucht wird.

Der Metro-Betreiber Delhi
Metro Rail Corporation
(DMRC) hat sich für die Un-
terstützung bei der Errichtung
erster Solaranlagen an die GIZ
gewandt. Diese fördert im Auf-
trag des Bundesministeriums
für Umwelt, Naturschutz, Bau
und Reaktorsicherheit (BMUB)
die kommerzielle Nutzung von
Solarenergie. Die GIZ beriet die
DMRC bei der Finanzierung
und Planung der Solaranlagen
und half ihr, Gebäude für die
Solarpanels zu finden.

In einer Pilotphase wurden
zunächst die Dächer von drei
Metrostationen mit Solaranla-
gen bestückt – als Grundlage für
die Planung der folgenden
Schritte. Inzwischen sind auf
fünf weiteren Gebäuden der
DMRC Solaranlagen installiert
worden, die bereits eine Kapa-
zität von drei Megawatt er-
reicht haben. Das ist so viel

Leistung, dass damit im Durch-
schnitt 4000 indische Haushal-
te mit Strom versorgt werden
könnten. Das Potenzial ist
enorm: Bereits bis Ende 2017
sollen Anlagen mit einer Leis-
tung von 50 Megawatt instal-
liert werden. Die Metro von
Neu-Delhi würde damit einen
Teil ihres Stroms selber erzeu-
gen. Zusätzlich plant DMRC
mit einem Energieversorger ein
Solarkraftwerk in Rajasthan.
Dieses soll eine Kapazität von
500 Megawatt liefern. Mit des-
sen Leistung und aus den Dach-
anlagen könnte DMRC dann
ihren kompletten Strombedarf
mit Solarenergie decken.

Ein kleiner Baustein zum Er-
reichen der Klimaziele, die sich
Indien gesetzt hat: Das Schwel-
lenland will den Anteil erneu-
erbarer Energien am Stromver-
brauch in den kommenden Jah-
ren auf 25 Prozent verfünffa-
chen, einen Großteil davon über
solar. Bis 2030 will Indien au-
ßerdem den CO2-Ausstoß um
mindestens 30 Prozent senken
– trotz steigenden Energiebe-
darfs. Die GIZ hat seit dem Jahr
2000 dazu beigetragen, über
163 Millionen Tonnen Treib-
hausgase in Indien einzuspa-
ren. Das ist mehr als der jähr-
liche Treibhausgas-Ausstoß des
gesamten Verkehrs in Deutsch-
land. giz/mwh

www.giz.de

Delhis Metrosystem hat seine Bahnhofsdächer als Solarenergiestandorte entdeckt. Foto: GIZ

Infos aus der Leitungsebene. Der World Energy Issues Monitor 2017.

USA Unsicherheitsfaktor Nr. 1
Technologietrends wie die
fortschreitende Digitalisierung
und die Bedeutung von Spei-
chern und dezentralen Energie-
systemen bestimmten immer
stärker die Agenda der Ent-
scheider in der Energiewirt-
schaft weltweit. Zugleich wer-
de deutlich, wie stark sich die
Wahrnehmung von Energie-
themen hinsichtlich ihrer Be-
deutung schweren Kalkulier-
barkeit weltweit in vielen Fäl-
len unterschieden. Dies ist Er-
gebnis des World Energy Issues
Monitor 2017 – einer großen
Befragung, die der World Ener-
gy Council in 95 Ländern un-
ter 1.200 Entscheidern in der
Energiewirtschaft zum nun-
mehr achten Mal durchgeführt
hat. Der jährliche Bericht wur-
de im April veröffentlicht.

»Kein Land stuft den Ein-
fluss der Digitalisierung auf die
Geschäftsmodelle in der Ener-
giewirtschaft höher ein als

Deutschland«, so Carsten Rol-
le, vom Weltenergierat zu den
Ergebnissen. »Gerade die im
Durchschnitt deutlich schwä-
chere Bewertung durch viele
Entscheider in Nordamerika
überrascht und unterstreicht die
Pionierrolle, die der deutsche
Energiemarkt für neue Tech-
nologien weltweit besitzt«, so
Rolle. Gewachsen sei damit in
Deutschland aber auch die Re-
levanz von Cyber Attacken auf
Firmen und Institutionen.

Global blieben die wech-
selnden Rohstoffpreise sowie
das weltweit abgeflachte Wirt-
schaftswachstum auch 2017 die
beiden einflussreichsten The-
men für die Energieentscheider
insgesamt. Geopolitisch hätten
die Unsicherheit um den ener-
gie- und klimapolitischen Kurs
der USA das Thema Russland
als prominentes Sorgenkind der
Branche sowohl weltweit als
auch national abgelöst.

Umso bemerkenswerter sei,
dass die Fragen des Zusam-
menhalts in der EU und der eu-
ropäischen Kooperation in die-
sem ersten Jahr nach der Bre-
xit-Entscheidung zu den ein-
flussreichsten und zugleich un-
sichersten Themen der Energie-
entscheider in Deutschland be-
stimmt wurden.

Die Untersuchung zeige aber
nicht nur zeitliche Entwicklun-
gen von Themen, sondern auch
wie unterschiedlich Energie-
entscheider weltweit auf The-
men wie die Nutzung von Koh-
le, Kernenergie oder auch Was-
serstoff blickten. So wird die
Wasserstofftechnologie etwa
weltweit als höchst unsicheres
und bislang wenig bedeutendes
Thema gesehen, in Deutsch-
land dagegen sei es bereits
deutlich präsenter. mwh

www.weltenergierat.de


